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1.	 Wirtschafts-	und	Finanzkrise	im	Spiegel	amtlicher	
Berichterstattung

Im sommer 2008 feiert die Bundesregierung die erfolgsjubiläen „60 Jahre sozi-
ale marktwirtschaft“ und Wende und zusammenbruch der zentralverwaltungs-
wirtschaften in mittel- und Osteuropa. Im Herbst 2008 werden Parlamentarier 
und Bürger von der existenz einer globalen Finanz- und Wirtschaftskrise über-
rascht. Banken stehen vor der Insolvenz. der automobilsektor, voran General 
motors mit Opel, und die kaufhäuser haben dramatische Umsatzeinbrüche. 
medien ziehen Vergleiche mit der Weltwirtschaftskrise 1929. 20 Jahre nach 
dem ende der staatsbank der ddr wird eine der größten Geschäftsbanken, die 
commerzbank, teilverstaatlicht. 2009 wird die Bank „Hypo-real-estate“ durch 
ein Gesetz komplett in staatshand überführt.1

mitte Oktober 2008 beschließen Bundesregierung und Parlament ein historisch 
einzigartiges 500-milliarden-Hilfsprogramm zur Bewältigung der Finanzkrise. 
zwei konjunkturprogramme folgen. Bundestagsabgeordnete wie ludwig stieg-
ler und leo dautzenberg beklagen das Fehlen von Informationen zur lage der 
Finanzmärkte und der „realen Wirtschaft“. die Bundeskanzlerin, angela merkel, 
bemängelt die aktualität der amtlichen Wirtschaftsdaten: „Wir haben oft sehr 
alte statistische daten, an denen wir uns orientieren und die die neuere wirt-
schaftliche entwicklung noch nicht wiedergeben.“2

das ist erstaunlich, verfügt die Bundesregierung doch über einen gewaltigen 
staatsapparat zur datenbeschaffung und Berichterstattung über die Wirtschafts- 
und Finanzlage. Parlamentarier benötigen Informationen, um regierungshandeln 
zu kontrollieren. Bürger bedürfen Informationen, um ihre Grundrechte auszuü-
ben. liegt staatsversagen in der erfüllung von Informationspflichten gegenü-
ber Parlament und Bürgern vor, die vom Informationsfreiheitsgesetz (IFG) und 
Verbraucherinformationsgesetz (VIG) nicht gesichert werden?3

1 neue zürcher (2009): “rezession und desintegration“, nr. 61, v. 14./15.märz, Frankfurter 
allgemeine zeitung (2009), v. 11. märz, s. 11-18; tagesspiegel mit Handelsblatt (2009), 
“risiko total: Hypo real estate bewegt eine Billion euro“, 21. Februar, s. 15.

2 kritik von ludwig stiegler (mdB) und leo dautzenberg (mdB) beim „true sale International 
congress“ zur Finanzmarktkrise am 1./2.Oktober 2008 in Berlin; redebeitrag Bundeskanz-
lerin, angela merkel (2008), zum deutschen arbeitgebertag 4. november 2008 in Berlin, 
arbeitgeberverband-Internet-dokumentation. 

3 Bundesministerium für ernährung, landwirtschaft und Verbraucherschutz (2009): sympo-
sium, zugang zu Unternehmensinformationen, 12.-13. mai Berlin.
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2.	 Staatliches	Datenangebot	und	Informationsbedarf	der	
Wirtschaftspolitiker

2.1  Regulierter Informationsbedarf der Wirtschafts- und Finanzpolitik

den Informationsbedarf der Wirtschafts- und Finanzpolitik regeln u.a. das  
„Gesetz zur Förderung der stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8.6.1967“ und der Vertrag von maastricht. § 1 des stabilitätsgesetzes lautet:
„Bund und länder haben bei ihren wirtschafts- und finanzpolitischen maßnah-
men die erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beachten. 
die maßnahmen sind so zu treffen, dass sie im rahmen der marktwirtschaft-
lichen Ordnung gleichzeitig zur stabilität des Preisniveaus, zu einem hohen 
Beschäftigungsstand und außenwirtschaftlichem Gleichgewicht bei stetigem 
und angemessenem Wirtschaftswachstum beitragen.“ die Bundesregierung ist 
verpflichtet, im „Jahreswirtschaftsbericht“ zum „Jahresgutachten des sach-
verständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen entwicklung“ 
stellung zu nehmen und ihre Wirtschafts- und Finanzpolitik zur erreichung des 
„magischen Vierecks“ dem Parlament und der Öffentlichkeit vorzustellen. Ge-
setzlich geregelt sind die behördlichen datenanforderungen an große und kleine 
Unternehmen, Banken, selbständige kaufleute etc. die Belastung zur erfüllung 
von Informationspflichten, darunter statistik, werden im Jahreswirtschaftsbe-
richt auf 2,7 mrd. € beziffert.4

2.2  Behördenapparat zur Datenbeschaffung und Berichterstattung auf 
Basis der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 

mit der erfüllung staatlicher Informationspflichten ist ein Behördenapparat mit 
tausenden von experten und mit international vernetzten datenbanken betraut. 
„Fit gemacht“ durch „Qualitätsoffensiven“ des Bundesinnenministeriums, be-
fassen sich die staatlichen einrichtungen mit der datenbeschaffung und auf-
bereitung nach der „Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung“. Hierzu gehören 
das Wirtschafts- und das Finanzressort mit nachgeordneten Verwaltungs- und 
aufsichtsbehörden, die deutsche Bundesbank mit den landeszentralbanken, 
und die Innenverwaltung von Bund und ländern mit ihren statistikämtern auf 
kommunaler, regionaler und nationaler ebene. zudem stehen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik hochkarätige expertengremien, wie der statistische Beirat, der 

4 Bundesministerium der Wirtschaft (2008): Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 
2008, kurs halten! Berlin Januar 2008, s. 31; Gabler-Wirtschaft-lexikon, a.a.O., s. 3542, 
Gesetz zur Förderung der stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967, 
BGBl. I 1967, s. 582 und artikel 101 der Verordnung vom 25.11.2003 (BGBl. I, s. 2304), 
Gabler-Wirtschaft-lexikon, a.a.O., stichwort: maastrichter Vertrag, s. 2519.

sachverständigenrat für Wirtschaftsfragen und der konjunkturrat zur seite, 
unterstützt von den staatlich beauftragten Wirtschaftsforschungsinstituten, die 
Halbjahresgutachten vorlegen und Wirtschaftsprognosen präsentieren.5

3. Fragwürdige amtliche Berichte zur 
Wirtschaftslage im Krisenjahr 2008

3.1  Jahresbericht und Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung

die von den staatlichen einrichtungen auf Grundlage der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung bis zum Herbst 2008 vorgelegten Berichte zeichnen ein sehr po-
sitives Bild der Wirtschaftslage. der interessierte Bürger erfährt im Jahresbericht 
der Bundesregierung 2007/2008: „das Wirtschaftswachstum – und damit auch 
die steuereinnahmen – ist kräftig gestiegen.“ In „zahlen-daten-Fakten“ propa-
giert die Bundesregierung: „deutschland hat seit 2005 beachtliche Fortschritte 
gemacht.“ der ehemalige Bundeswirtschaftsminister michael Glos bekräftigt im 
„Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 2008“ den Parlamentariern: „die 
reformen der letzen Jahre zahlen sich aus: mit einem aufschwung der immer 
mehr menschen erreicht, mit einer dynamisch zunehmenden Beschäftigung, mit 
ausgeglichenem staatshaushalt. Für 2008 geht die Bundesregierung von einem 
Wachstum von 1,7 % aus. das alles spricht dafür, jetzt am eingeschlagenen 
kurs festzuhalten.“ trotz krise bleibt Bundeswirtschaftsminister karl theodor 
zu Guttenberg im „Jahreswirtschaftsbericht 2009“ optimistisch: „Gute struk-
turelle rahmenbedingungen sind die Grundlage für kräftiges und nachhaltiges 
Wachstum. sie gewinnen in der derzeitigen situation zusätzlich an Bedeutung, 
weil sie mittel- und langfristig unternehmerische Perspektiven eröffnen.“6

5 Gabler-Wirtschaft-lexikon (1997), Band a, stichwort „amtliche statistik“, 14. aufl., Wies-
baden, s. 126f.

6 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung (2007): Jahresbericht der Bundesregierung 
2006/2007, Berlin sept. 2007; BPa 2007/2008, Berlin sept 2008, BPa (2008): zahlen-da-
ten-Fakten/Für alle ein Gewinn, august 2008; Bundesministerium für Wirtschaft (2008): 
Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 2008 kurs halten, Berlin Januar 2008, s. 7ff., 
BmWi ( 2009): konjunkturgerechte Wachstumspolitik, Berlin Januar 2009, s. 9.



8  9

3.2  Sachverständigengutachten flankiert Jahreswirtschaftsbericht

die regierungsamtlichen Berichte flankiert der sachverständigenrat im Jah-
resgutachten zur gesamtwirtschaftlichen entwicklung 2007/2008. die „Wirt-
schaftsweisen“ verfügen über alle amtlichen daten aus der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung, darunter auch die Produktions- und kostenstrukturstatistiken, 
die einkommensstatistiken, die außenhandelsstatistiken, ferner die Bilanz- und 
ertragsdaten der Unternehmen und Banken der deutschen Bundesbank und die 
Herbst- und Frühjahrsgutachten der renommierten deutschen Wirtschaftsfor-
schungsinstitute sowie umfassende methodische anleitungen zur Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung. 

abbildung 1: Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen, milliarden euro

Quelle:  statistisches Bundesamt zu Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
 (stand april 2009 Übersicht)

der sachverständigenrat, seinerzeit mit Bert rürup an der sitze, erwartete für 
2008 eine aufwärtsentwicklung der Wirtschaft: „ende des Jahres 2007 ist der 
Wirtschaftsstandort deutschland wesentlich besser positioniert, als dies zur zeit 
der letzten aufschwungphase der Fall war. die im sommer des Jahres 2007 viru-
lent gewordene krise auf den Finanzmärkten hat allerdings das für die traditionell 
stark exportorientierte deutsche Volkswirtschaft wichtige weltwirtschaftliche 
Umfeld eingetrübt. dennoch wird in Verbindung mit den guten Vorgaben des 
laufenden Jahres der zuwachs des Bruttoinlandsprodukts 1,9 vH im Jahr 2008 
betragen.“ Gestützt auf die daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
erkennen die „Wirtschaftsweisen“ keine krise: „diese abschwächung der dyna-

mik ist aber noch kein Indiz dafür, dass der aufschwung zum erliegen kommt 
oder gar eine rezession bevorsteht.“7

3.3  Zweifelhafte Nachrichten vom Finanzminister und von der 
Bundesbank

diese expertenbegutachtung kommt Bundesfinanzminister Peer steinbrück 
gelegen: „In der aktuellen Herbstprojektion erwartete die Bundesregierung für 
2008 nach wie vor einen BIP-anstieg von real 1,7 %.“ Weiter verkündet er: „Im 
nächsten Jahr könnte bereits eine leichte konjunkturerholung einsetzen.“ noch 
im Januar 2009 wird Wachstum propagiert: „so ist nach ersten Berechnungen 
des statistischen Bundesamtes das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 2008 im Jahres-
durchschnitt um preisbereinigt 1,3 % angestiegen, nach einer zunahme um 2,5 % 
im Jahr 2007.“ die deutsche Bundesbank bestärkt im Juni des krisenjahres 2008 
diese desinformation: „Im Jahresdurchschnitt und kalenderbereinigt erwarten wir 
einen anstieg des realen BIP um 2,0 % für das Jahr 2008 und um 1,4 % für 
2009“. die globale Finanzkrise wird vom Finanzminister kurz vor Verabschiedung 
des „Finanzmarktstabilisierungsgesetz v. 17. Okt 2008“ eingestanden. konkrete 
angaben zum ausmaß der krise werden weder dem Parlamentarier noch dem 
interessierten Bürger vorgelegt.8

4.	 Realitätsfernes	staatliches	Informationsangebot	zur	
Wirtschaftslage

4.1  Abbild der „realen Wirtschaft“ durch Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnung?

Für die Berichte der Bundesregierung zum „magischen Viereck“, Wirtschafts-
wachstum, Preisentwicklung, Beschäftigung und außenhandel sind die ergeb-
nisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung informatorische Basis. das 
Verfahren der mit den Vereinten nationen und europäischen Union (eurostat) 
vereinbarten Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGr) erläutert das sta-
tistische Bundesamt: „die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen haben die 
aufgabe, ein möglichst umfassendes, übersichtliches, hinreichend gegliedertes, 
quantitatives Gesamtbild des wirtschaftlichen Geschehens zu geben. auf die 

7 sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen entwicklung (2007), 
Jahresgutachten 2007/2008, november 2007.

8 Bundesministerium der Finanzen (2008): konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer sicht, 
monatsbericht des BmF, Berlin Oktober 2008, s. 23ff., BmF: monatsbericht september 2008. 
Internet-seiten des BmF Oktober 2008.
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angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen stützen sich Politik, Wirt-
schaft und Verwaltung bei ihren arbeiten und entscheidungen“. Wirtschafts-
statistiker und kritiker Peter von der lippe bestätigt: „die VGr dient jedoch vor 
allem der Wirtschaftstheorie und der -politik. die durch die VGr errechneten 
aggregate, insbesondere die sozialproduktionsgrößen, gelten als umfassende 
erfolgsmaßstäbe der Wirtschaftspolitik“.9

tabelle 1: Inlandsproduktberechnung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
VGr

Bruttowertschöpfung der  
Wirtschaftsbereiche 2007 2006

land- und Forstwirtschaft, Fischerei 20,02 17,86

Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe 572,12 538,84

Baugewerbe 87,15 80,35

Handel, Gastgewerbe und Verkehr 382,41 374,60

Finanzierung, Vermietung, 
Unternehmensdienstleister 634,82 616,41

Öffentliche und private dienstleister 474,69 465,24

alle Wirtschaftsbereiche 2 171,21 2093,3

stand:  26. august 2008 in jeweiligen Preisen, mrd. eUr
Quelle: destatIs Internet-daten vom november 2008

4.2  Zweifelhaftes Wirtschaftswachstum in der amtlichen Statistik 

zentraler erfolgsmaßstab ist das „Wirtschaftswachstum“, definiert als zeitliche 
Veränderung des sozialprodukts bzw. des Bruttoinlandsprodukts. es besteht aus 
der Wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche einer Volkswirtschaft, indem von den 
Produktionswerten jeweils die Vorleistungen abgezogen werden. das Bruttoin-
landsprodukt wird aus einer Vielzahl von einzelstatistiken der sektoren „land- 

9 statistisches Bundesamt (destatIs) (2008): Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 2007, 
Fachserie 18, reihe 1.4, Wiesbaden 2008; Peter v.d. lippe: Wirtschaftsstatistik, kapitel III: 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, 3. aufl., stuttgart new York 1985, s. 74-118, aktuell 
Homepage P.v.d. lippe zur VGr 2009;  siehe michael Frenkel, klaus-dieter John (1997): VGr, 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, in: Gabler-Wirtschaft-lexikon, a.a.O., s. 4199-4211, 
ebenda artur Woll: „Volkswirtschaftstheorie“, s. 4224f.; ebenda, stichwort: „Wachstum“, 
s. 4257f., ebenda, stichwort: sozialprodukt, s. 3474ff.; meyers Online-lexikon: Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung.

und Forstwirtschaft, Fischerei“, „Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe“, 
„Baugewerbe“ sowie „Handel, Gastgewerbe und Verkehr“ sowie des „staats“ 
und der „Finanzdienstleister“ ermittelt. die statistikbehörden orientieren sich 
an methodischen regularien von eurostat, abgestimmt mit den Vereinten nati-
onen. die komplexität dieser regeln ähnelt dem steuerdschungel und ist weder 
dem Parlament noch dem Bürger transparent. die amtlichen ergebnisse der als 
„Wertschöpfung der Wirtschaftsbereiche“ deklarierten Beiträge zum Brutto-
inlandsprodukt fließen in die offiziellen Berichte der Bundesregierung sowie 
europäischer Union, Oecd usw. ein. Für das krisenjahr 2008 wird deutschlands 
Wachstum offiziell auf +1,3 % beziffert.10

Für die Wirtschaftspolitik irreführend an der Wachstumsrechnung ist, dass „ex 
definitione“ auch die Bereiche „Finanzierung, Vermietung und Verpachtung und 
Unternehmensdienstleister“ und „öffentliche und private dienstleister“, darun-
ter der staat, „Wirtschaftsbereiche“ sind und „ex definitione“ mit „Wertschöp-
fungen“ und „Produktionswerten“ zum Bruttoinlandsprodukt beitragen. deren 
Beitrag beläuft sich anteilig auf über 50 %. dieses Übergewicht gegenüber der 
mittelständischen Wirtschaft, Handwerk und Industrie ist eine standortschief-
lage, die unreflektiert bleibt. (vgl. tabelle 1)11

nicht nachvollziehbar ist, dass die sektoren „Öffentliche und private Finanz-
dienstleister“ und „Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleister“ im 
krisenjahr 2008 einen positiven Beitrag leisten. das widerspricht den angaben 
der Geschäftsberichte und stellungnahmen großer Banken über milliardenver-
luste und der tatsache, dass massenkonkurse bei Banken, Versicherungen und 
Investmentgesellschaften drohen. auch die „negativleistung“ der staatlichen 
Finanzaufsichtsbehörden im krisenjahr 2008 wird nicht erfasst. ebenso reali-
tätsfern sind die Quartalsdaten 2008, die für die Bereiche „Finanzierungen“ und 
„Finanzdienstleistungen, staat“ positive Wachstumsraten ausweisen. die von 
der Bundesregierung eingeräumten negativbeiträge dieser sektoren in der Be-
gründung für das 500-mrd-Paket schlagen in der amtlichen Berechnung nicht 
zu Buche. (vgl. tabelle 2)

10 eurostat (1996): europäisches system Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen, esVG 1995, 
luxemburg; arbeitskreis der Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der länder (2007): metHO-
denBescHreIBUnG, stand: april 2007, destatIs-Internetseiten 2009. 

11 Jahresgutachten des sachverständigenrats 2007/2008, hrsg. im november 2007; statistisches 
Bundesamt (destatIs) (2008), Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 2007, Fachserie 18, 
a.a.O.
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tabelle 2: Bruttowertschöpfung nach Wirtschaftsbereichen und Quartalen 2007-2008 
mrd �

Jahr, 
Quartal

Land- u. 
Forstwirt-

schaft,
Fischerei

Produ-
zierendes
Gewerbe
ohne Bau

Bau-
gewerbe

Handel 
Gast- 

gewerbe

Finanzie-
rung

Vermietung
Unterneh-
mendienst-

leister

Öffentliche 
(Staat) und 

Private
Dienstleister 

III 5,95 146,43 25,87 103,52 165,85 120,58

II 5,61 152,10 23,86 100,21 162,01 117,44

2008 I 5,12 141,90 21,38 94,52 161,54 116,96

IV 5,33 149,45 21,41 98,17 158,03 126,38

III 5,54 143,60 24,01 99,20 161,75 118,50

II 4,84 141,67 21,67 95,06 157,55 114,87

2007 I 4,31 137,40 20,06 89,98 157,49 114,94

Quelle: destatIs Internetdaten vom 6.12.2008 – aktualisiert am 25. november 2008

4.3  Desinformation mit ordnungspolitischen Folgen –  
Nobelpreisträger Paul A. Samuelson‘s „Mixed Economy“ versus 
Marktwirtschaftler Adam Smith

allein die desinformation über das Wachstum beweist, dass der gewaltige 
staatliche Berichts- und datenbeschaffungsapparat gravierende schwachstellen 
aufweist. Hierzu gehört eine zentralplanwirtschaftsorientierte, wirtschaftsthe-
oretische Grundlegung, die die staatslasten der mittelständische Wirtschaft zu 
Wertschöpfungen und Wachstum umdefiniert. Wirtschaftsstatistiker Peter von 
der lippe kritisiert: „man könnte aber auch die auffassung vertreten, dass diese 
laufenden staatsausgaben (für straßen, schulbau, Polizei, soziale sicherung) 
gänzlich Vorleistungen darstellen [...] und das BsP um diesen Betrag gekürzt 
werden müsste.“12 

12 Peter v. d. lippe (1985), a.a.O., s. 74-118; “mixed economy”, in Paul a. samuelson (1964): 
economics, chapter 3, Price Functioning of a “mixed” capitalistic enterprise system, 6th 
international edition new York 1964, pp. 36-54.

die Wegdefinition der Belastung wird vom sachverständigenrat gestützt: „der 
Produktionswert der so genannten „nichtmarktproduzenten“ aus den sektoren 
staat und private Organisationen ohne erwerbszweck, deren leistungen der all-
gemeinheit überwiegend ohne spezielles entgelt zur Verfügung gestellt werden, 
werden durch addition der aufwandsposten dieser Institutionen ermittelt.“ 

rückendeckung erhalten die „Wirtschaftsweisen“ von der theorie der „mixed 
economy“ des nobelpreisträgers Paul a. samuelson und der theorie der mone-
tären nachfrage von John m. keynes. Unbeachtet bleibt, dass Paul a. samuel-
son in älteren auflagen seiner “economics” einräumt: „after some debate, the 
income statisticians of the United states and United nations decided on using 
the simplest method of all. to the flow of consumption product and investment 
product, they simply add all government expenditure on goods and services.”  
Finanzdienstleister und Banken werden von Paul a. samuelson‘s indes diskus-
sionslos den produzierenden Bereichen gleichgestellt: „Banking is a business 
much like any other business.“

marktwirtschaftler adam smith, würde Paul a. samuelsons „mix“ von marktfä-
higer Produktionsleistung und nichtmarktfähiger Finanz- und staatsdienstlei-
stung keineswegs zustimmen: „the sovereign, for example, with all the officers 
both of justice and war who serve under him, the whole army and navy, are 
unproductive labourers. they are the servants of the public, and are maintained 
by a part of the annual produce of the industry of other people. their service, 
how honourable, how useful, or how necessary so ever, produces nothing for 
which an equal quantity of service can afterwards be procured.”13

4.4  Staatsquoten verschleiern Belastung

Ins Visier von adam smith und Friedrich a. Hayek geriete das Bundesfinanz-
ministerium mit den „staats- und abgabenquoten“, die den sinkenden einfluss 
des staates auf die „reale Wirtschaft“ suggerieren. die staatsquote ergibt sich 
„ex definitione“ aus dem anteil der staatsausgaben aller Gebietskörperschaften 
am Bruttoinlandsprodukt. die abgabenquote ist der anteil der abgaben und 
steuern am Bruttoinlandsprodukt. Peter von der lippe bemängelt, dass das 
Bruttoinlandsprodukt die einnahmen des staats und der Finanzdienstleister 
enthält. (tabelle 3)

13 Paul a. samuelson (1964), ebenda, chapter 15, the Banking system, s. 285-308, 288; adam 
smith: Inquiry into the nature and causes of the Wealth of nations, Book 2, chapter III, 
london 1776; deutsche ausgabe “der Wohlstand der nationen“, drittes kapitel: Bildung 
von kapital oder produktive und unproduktive arbeit, dtv münchen 1978, s. 272f.; Jahres-
gutachten des sachverständigenrats 2007/2008, a.a.O.
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tabelle 3: BmF-entwicklung der staatsquoten

Staatsanteil am Bruttoinlandsprodukt / BIP in vH

Insgesamt
Gebiets-

körperschaften 
Sozial-

versicherungen 

1960 32,9 21,7 11,2

1970 38,5 26,1 12,4

1990 43,6 27,3 16,4

2000 47,6 26,5 21,1

2007 43,9 24,7 19,2

ab 1991 Bundesrepublik insgesamt.

Quelle: Bericht des BmF – Ia4 v. 15. Januar 2008 Internet Quoten: 15_01_2008.xls, staats-
QUOte

sachverständigenrat und Institut der deutschen Wirtschaft kritisieren, dass 
„hohe abgabenquoten steigende öffentliche Haushaltdefizite, hohe staatliche 
schuldenstände und hohe öffentliche konsumausgaben die Wachstumskräfte 
einer Volkswirtschaft lähmen.“14 die in der sozialen marktwirtschaft ordnungs-
politische Frage zur Obergrenze der staats- und abgabenquote und ihrer Be-
rechnungsgrundlage wird nicht diskutiert. Unreflektiert bleibt im Jubiläumsjahr 
des Grundgesetzes die Vereinbarkeit hoher staatsquoten mit der dispositions-
freiheit von Bürgern und Unternehmern gegenüber dem staat nach art 2 (1) 
GG (Grundgesetz).

eine korrektur der staatsquotenberechnung durch die einkommensstatistik wür-
de indes den von Friedrich a. Hayek befürchteten „road to serfdom“ auch in der 
60-jährigen Geschichte der Bundesrepublik bestätigen. nach abzug von sozi-
alabgaben und steuern vom Bruttoarbeitsentgelt, ergibt sich eine staatsquote 
von deutlich über 50 %. noch gravierender wird die Belastung der Beschäftigten, 
wenn die staatlich induzierten, monopolartigen tarif- und Preisfestsetzungen 
für energie, Wasser, entsorgung, Verkehr, telekommunikation, maut und Ver-
sicherungen und die inflationäre Preisentwicklung, gemessen am „schweizer 
Index der Gefühlten Inflation“, einbezogen würden. (tabelle 4)15

14 Institut der deutschen Wirtschaft (2003), dokumentation des symposiums „Wege zu einem 
effizienten staat“, v. 1. Okt. 2003 in Berlin, s. 6f.

15 rolf ackermann (2008) 02.06.2008: „ Preisanstieg Welche schlussfolgerungen die “gefühlte 
Inflation” erlaubt“, über den Index von Hans Wolfgang Brachinger von der Universität 
Fribourg, Wirtschaftswoche 02.06. 2008.

4.5  Zweifelhafte Prognosen und Interdependenzen des tautologischen 
Systems

kritik an den Prognosen der Ökonomen kommt auch von Wissenschaftstheore-
tikern, wie karl Popper, ernst topitsch und Hans albert. sie halten ansätze, wie 
samuelson’s „mixed economy“ und John m. keynes‘ nachfragetheorie als tau-
tologisch. empirisch kausale Interdependenzen als Grundlage einer rationalen 
Wirtschaftspolitik werden nicht abgebildet und Prognosen fehlt die wirtschafts-
theoretische Begründetheit.16

5.	 Geldschleier	über	den	Gütermärkten	der		
„realen	Wirtschaft“	

5.1  Monetäre versus güterorientierte Betrachtungsweise

die an der zentralen Planwirtschaft orientierte staatliche Gesamtsicht ist ein-
seitig monetär und einkommensorientiert. dies begründet Peter von der lippe 
historisch aus dem zusammentreffen der Volkseinkommensstatistik und der 
kreislaufrechnung. Politisch relevante Informationen zur entwicklung der Güter-
produktion und zur lage an den rohstoff-, energie- und Gütermärkten werden 
vernachlässigt. nationalökonom adam smith bemerkt: „es gibt in der tat eine 
weitere Bilanz, die aufschwung oder niedergang eines landes zwangsläufig 
nach sich zieht. es handelt sich hierbei um die Bilanz über die jährliche Produk-
tion und den Verbrauch.“ Ohne grundlegende Informationen zum Güterangebot 
und zum Versorgungsbedarf der Unternehmen und Privathaushalte an energie 
(erdöl, Gas, strom, atomkraft, kohlkraft, erneuerbaren energien etc.), Wasser 
und rohstoffen kann die Funktionsfähigkeit der märkte nicht beobachtet und 
schon gar nicht verbessert werden. schon ludwig von mises kritisierte, dass der 
schleier des Geldes über die Vorgänge der „realen Wirtschaft“ gelegt wird. durch 
die Globalisierung kommt der schleier der schattenwirtschaft hinzu.17

16 ernst topitsch (1966) Hrsg.: logik der sozialwissenschaften, Beiträgen von karl r. Popper, 
Hans albert, Oskar morgenstern, erwin k.scheuch, 3. aufl., köln-Berlin 1966. 

17 Peter v.d. lippe (1985), a.a.O., s. 80f., eine sehr informative auseinandersetzung mit der 
VGr führt klaus Voy (2004): „schumpeter und das sozialprodukt“, Beitrag zur archäologie 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in der ersten Hälfte des zwanzigsten Jahr-
hunderts, Working Paper no. 42 der thünen-reihe der Universität rostock. 
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tabelle 4: staatliche Belastung des arbeitnehmerentgelts in mrd. € 

1991 2007

arbeitnehmerentgelt 847 1181

sozialbeiträge arbeitgeber -154 -225

sozialbeiträge arbeitnehmer -99 -162

lohnsteuer -113 -171

nettolöhne 481 621

Verbrauchsteuern -60 -80

Unbelastetes entgelt 420 540

staatsabgaben 427 641

staatsquote > 50% > 50%

durchschnittliche Gesamtaufwendungen des arbeitgebers pro arbeitnehmer
Quelle:  statistisches Bundesamt Fachserie 18, reihe 1.4, 2007, s. 41

5.2  Exportweltmeisterschaft – eine Illusion des Geldschleiers?

trotz krisenjahr 2008 wird die deutsche Wirtschaft mit Blick auf die exporter-
löse als „exportweltmeister“ gefeiert, das sachverständigengutachten zu 2008 
beschönigt: „die internationale dynamik wird – nicht zuletzt auf Grund der 
Finanzmarktturbulenzen in den Vereinigten staaten und ihrer weltweiten Fol-
gewirkungen – in diesem Jahr weniger kräftig ausfallen. die außenwirtschaft-
lichen Impulse lassen nach.“ der Geldschleier verdeckt den güterwirtschaftlichen 
aspekt im außenhandel. Güterexporte nach Indien und china führen zum Ver-
lust von konsumgütern, maschinen oder kompletten Produktionsanlagen, die 
dem Binnenmarkt entzogen werden. ebenso verschleiern exporterlöse den Ver-
brauch von energie und rohstoffen und anderer wertvoller ressourcen. adam 
smith bestätigt: „die Bilanz über Produktion und konsum kann für ein land 
ständig günstig sein, auch wenn seine sogenannte Handelsbilanz regelmäßig 
negativ ist.“18

18 Walter lippe: exportweltmeister deutschland-titel auf zeit, in: Wirtschaft und statistik, 
Wiesbaden 2003; der Jahresbericht der Bundesregierung 2007/2008 propagiert: „Und wir 
sind wieder exportweltmeister geworden, zum Beispiel bei Umwelttechnologien, im ma-
schinenbau und in der automobilindustrie.“ adam smith: der Wohlstand der nationen, dtv, 
deutsche ausgabe, münchen 1978, s.411; destatIs-Internet-außenhandelsdaten, Oktober 
2008, Peter v.d. lippe, a.a.O., s. 74ff.; adam smith: der Wohlstand der nationen, deutsche 
ausgabe, a.a.O. s. 410f.

6.	 Betriebsferne	amtliche	Sicht	–	Relikt	der	Planwirtschaft?

6.1  Wie aus Betriebskosten nationale „Wertschöpfungen“ werden

die in der „mixed economy“ von Paul a. samuelson geforderten makroökono-
mischen aggregationen von mikrodaten zum Inlandsprodukt war schon von 
Josef a. schumpeter kritisiert worden. Weder die Gesamtwirtschaft, noch der 
staat, noch die sektoren treten als real existierende akteure oder in Holdings 
gebündelt als anbieter oder nachfrager auf. die wirtschaftpolitische relevanz 
der nationalen aggregate ist gering. es fehlt der geographische Bezug. thünen’s 
logistik- und transportprobleme und regionale wie lokale markt- und leistungs-
differenzierungen werden „wegaggregiert“. die aggregation zum „Produzierten 
nationaleinkommen“ oder zum sozialprodukt ist indessen systemkomponente 
von zentralverwaltungs- und kriegswirtschaften. Vernachlässigt werden die 
millionen von kleinen und mittleren Unternehmen, akteure, die an dezentra-
len, regionalen und lokalen märkten zur Wertschöpfung der „realen Wirtschaft“ 
beitragen. Für diese Unternehmen sind staatliche abgaben und auflagen (z.B. 
erfüllung umfassender Berichtspflichten für die amtliche statistik, steuer- und 
lohnbuchhaltung, Benutzungsgebühren) ebenso wie Beratungsdienstleistungen 
(Versicherungsabschlüsse, anwalts- und Gutachterkosten) Betriebskosten. 

die amtliche „Betriebsblindheit“ ignoriert, dass staatlichen abgaben und aufla-
gen sowie ausgaben für Finanzdienstleister und Banken zu lasten von „cashflow-
Finanzierung“ und liquidität, von ersatzinvestitionen und eigenkapitalbildung, 
sowie von Produktinnovationen und ausgaben für „research and development“ 
in den Unternehmen gehen. sie sind einschränkung der unternehmerischen dis-
positionsfreiheit nach Josef a. schumpeter. die Betriebsferne nährt die Illusion 
eines „aufblühenden dienstleistungssektors“. Viele Betriebsneugründungen im 
dienstleistungssektor sind aus ausgelagerten stabs- und Verwaltungsabteilungen 
der Großindustrie und durch „Privatisierung staatlicher aufgaben“ entstanden. 
Betriebskosten werden zu „volkswirtschaftlichen Wertschöpfungen“ umdefi-
niert, soweit die neuen Beratungs-, marketing-, Vermögensverwaltungs- und 
Inkassogesellschaften, Forschungseinrichtungen und It-Gesellschaften ihren 
ehemaligen arbeitgebern auf eigene rechnung zuarbeiten.19

19 klaus Voy (2004): „schumpeter und das sozialprodukt“, a.a.O.
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6.2  Informationsdefizit zu Liquiditätsproblemen der „realen Wirtschaft“

das 500-mrd-Finanzpaket begründet die Bundesregierung mit liquiditätsproble-
men bei Banken und in der „realen Wirtschaft“. aber im Jahreswirtschaftsbericht 
nimmt der Bundeswirtschaftsminister ebenso wenig wie der sachverständigen-
rat zu den Betriebsbilanzen, ertragsrechnungen sowie cash-Flow-rechnungen 
der Unternehmen und der Banken stellung. die liquiditätsprobleme der expor-
teure, der Privathaushalte und Gemeinden stehen nicht auf der agenda dieser 
betriebsfernen Gesamtbegutachtung.20

tabelle 5: aggregierte Unternehmensbilanzen 2005 und 2006 der deutschen Bun-
desbank

Aktiva 2005 2006

Firmenwert 43,0 42,5

sachanlagen 449,0 457,5

Vorräte 404,9 416,5

sachvermögen 896,9 916,5

Bankguthaben 151,9 151,0

Forderungen 702,6 777,5

dar. lieferungen 275,6 305

dar. langfristig 50,2 54

Wertpapiere 51,3 73,5

Beteiligungen 289,6 301,5

Forderungsvermögen 1206,2 1314,5

Bilanzsumme 2103,1 2231

20 Gabler-Wirtschaft-lexikon, stichwort: liquidität, a.a.O., s. 2462f Jahresgutachten des 
sachverständigenrats 2007/2008, november 2007. Jahreswirtschaftsbericht 2008, a.a.O.; 
deutsche Bundesbank (2008): monatsbericht dezember 2007, s. 44 mit Bilanzen der Un-
ternehmen 2006 im Internet nov. 2008.

Passiva

kapital 500,2 561,5

Verbindlichkeiten 1183,7 1232

dar. kurzfristig 917,5 957,5

dar. langfristig 266,2 274,5

rückstellungen 411,0 429,5

sonstige ... ...

Fremdmittel 1602,9 1669,5

Quelle: Internet-seite der deutschen Bundesbank nov. 2008 zum monatsbericht dez. 2007

6.3  Desinformation mit Unternehmensdaten durch die Bundesbank 
2008

die Informationslücken schließt die deutsche Bundesbank nicht, obwohl ihr 
Banken- und Unternehmensbilanzen und ertragsrechnungen vorliegen. Im Juni 
2008 propagiert sie: „starkes BIP-Wachstum zum Jahresbeginn 2008“. anhand 
veralteter ertragsdaten werden erfolge suggeriert: „die Bruttogewinne sind 
bei kräftigem Geschäftswachstum und anhaltend moderater entwicklung der 
Personalaufwendungen erneut zweistellig gestiegen, Umsatzrendite vor ertrag-
steuern nahm seit 2003 um einen Prozentpunkt zu und erreichte mit 4½ % den 
höchsten Wert in den letzten Jahren.“ 

die Unternehmensbilanzdaten belegen indes die geringe liquiditätsausstattung 
der Unternehmen, die bedrohlich wird, wenn Gehälter, mieten und energierech-
nungen nicht beglichen werden können. angaben zur Bonität der schuldner 
fehlen. der Wert der Forderungen verringert sich auf null, wenn die schuldner 
mangels Prolongierung ihrer Bankkredite die Verbindlichkeiten nicht erfüllen. 
Ungewiss ist, welche der Forderungen aus den von rating-agenturen zu hoch 
bewerteten “derivate-Paketen“ bestehen und jetzt als „nullnummern“ abge-
schrieben werden müssten. 

eine Überprüfung und korrektur der Bilanzen von commerzbank, Opel/General 
motors und kaufhäusern im krisenjahr 2008 und davor wäre sicher angebracht, 
um den vom „Geldschleier“ und von der „schattenwirtschaft“ verborgenen ab-
schreibungsbedarf offenzulegen. die Bundesbank lässt unreflektiert, dass viele 
Unternehmen von der cashflow-Finanzierung auf die riskante kreditfinanzierung 
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übergegangen sind. schumpeters persönlich haftender eigentümerunternehmer 
könnte die riskante Finanzierungspolitik vieler topmanager nicht nachvollziehen. 
Betriebswissenschaftler klaus Wollenberg pflichtet dem bei: „auf dauer ist ein 
cashflow anzustreben, aus dem nicht nur ersatzinvestitionen, steuerzahlungen 
und Gewinnausschüttungen zu decken sind, sondern auch alle Investitionen, 
die für die Unternehmensentwicklung von wesentlicher Bedeutung sind.“ (vgl. 
tabelle 5)21

6.4  Unbekannte Risiken der Exportforderungen 

Betriebsferne prägt die offizielle außenhandelsberichterstattung. mit den li-
quiditätsengpässen und der ertragslage der deutschen exportunternehmen be-
fassen sich „Wirtschaftsweise“ und Jahreswirtschaftsbericht nicht. die Berichte 
der deutschen Bundesbank zu den Unternehmensbilanzen lassen offen, ob die 
deutschen exporteure kassenmäßige exporterlöse erzielen oder nur den Bestand 
an Forderungen erhöhen. Unbekannt ist die realisierbarkeit der exportforde-
rungen. liquiditätsprobleme der Importeure im ausland werden für deutsche 
exporteure existenz bedrohend, wenn die Banken keine Finanzierungskredite 
gewähren. der ehemalige Vorsitzende des sachverständigenrats, Bert rürup, 
räumt ein: „Im kampf um margen und Umsätze haben auch die exporteure 
und Importeure ihre Geschäfte nicht über den cashflow finanziert sondern mit 
kurzfristigen Bankkrediten überbrückt“.22

6.5  Rückblick auf das Krisenjahr 1990: Ostdeutschland vor der Insolvenz 

die „Betriebsblindheit“ hat tradition, wurde doch 1990 von Wirtschaftspolitikern, 
vom sachverständigenrat und von der deutschen Bundesbank das liquiditäts-
problem der Betriebe „übersehen“. die ostdeutschen Unternehmen standen in 
einer ähnlich schwierigen situation wie heute Opel, arcandor und schäffler. die 
ehemaligen kombinate der ddr konnten zum 1. Juli 1990 keine löhne in der 
neuen dm-Währung auszahlen. die treuhandanstalt gewährte als staatsholding 
zur konkursabwendung, ohne einsichtnahme in die dm-eröffnungsbilanzen und 

21 deutsche Bundesbank (2008): monatsbericht dezember 2007, a.a.O.; klaus Wollenberg 
(Hrsg.): Betriebswirtschaft, taschenbuch, kapitel 9, Betriebliches rechnungswesen, münchen 
2000, s. 234-249.

22 auf dem Forum der Hans-Böckler-stiftung “renaissance der stabilisierungspolitik?” am 3. 
märz 2009 in Berlin hieß es: „die lage ist ernst: Verstärkt durch die dramatische zuspit-
zung der Finanzmarktkrise befindet sich die deutsche Wirtschaft mitten in einem heftigen 
abschwung.“ der ehemalige Vorsitzende des sachverständigenrats, Bert rürup legte dar, 
dass die krise durch die kreditfinanzierungen in allen Bereichen entstanden ist. siehe auch: 
kommentar in „neue zürcher zeitung“: asoziales Wirtschaften auf Pump, nr. 61, v. 14./15.
märz 2009, s.33. 

in die Unternehmenspläne, staatliche Bürgschaften und direkte Finanzhilfen. 
trotz staatlicher „anschubhilfe“ in Höhe von rd. 15 mrd. dm geriet ein drittel 
der Unternehmen in die damals „neugeordnete Insolvenz“, die erhofften markt-
chancen waren ausgeblieben.23

6.6  Erfüllung der Kernaufgaben durch Bankensystem und EZB?

die von der deutschen Bundesbank veröffentlichten Bankenbilanzen belegen 
die kredit- und Forderungsverflechtung zwischen den Banken. ein Großteil der 
kredite und darlehen wird nicht an die mittelständischen Unternehmen, sondern 
an andere Banken und an öffentliche Haushalte vergeben. Ihre ordnungspoli-
tische Hauptaufgabe, kleinere und mittlere Unternehmen mit Geld und kredit zu 
versorgen, erfüllen die Banken nur unzureichend. Geschäftsbanken zusammen 
mit den landeszentralbanken betreiben Geldschöpfung unter Umgehung tra-
ditioneller mindestreserveanforderungen und arbeiten mit “Off-shore-tochter-
gesellschaften“, die in den Bilanzen nicht auftauchen. die europäische zentral 
Bank (ezB) nimmt Geldvermehrung und derivate-Geschäfte hin, „legitimiert“ 
sie durch zinssenkungen und übernimmt kreditforderungen gegen neue Bank-
noten (vgl. tabelle 6).24

tabelle 6: aktiva der Banken in deutschland 2005-2008 in mrd � – auszug

Bilanz-
summe

Kassen-
bestand

Kredite 
an 

Banken 
�-Zone

darunter 
Kredite 

an 
öffent-
liche 

Haushalte

Kredite 
an 

Nicht-
banken in 
�-Zone

Kredite 
an 

Nicht-
banken 

außerhalb 
�-Zone

Aktiva 
in Nicht- 
�-Zone

2005 6859,4 15,3 2276,0 580,7 3407,6 322,4 993,8

2006 7154,4 16,4 2314,4 549,5 3462,1 376,6 1172,7

2007 7592,4 17,8 2523,4 505,8 3487,3 425,5 1339,5

2008 7892,7 17,8 2681,8 476,1 3638,2 475,1 1279,2

Quelle: monatsbericht deutsche Bundesbank, mai 2009

23 Bieszcz-kaiser, lungwitz, Preusche (1994): transformation-Privatisierung-akteure, Immo 
H. Wernicke: die rolle der treuhand, münchen 1994; Berichte der treuhandanstalt 1990-
1991; Fischer, Hax, schneider (1996): „treuhandanstalt-the Impossible challenge“ Berlin 
1996, sachverständigenrat (1990): sondergutachten zur ddr.

24 deutsche Bundesbank (2008 und 2009): Bankenbilanzen, in: monatsbericht, mai 2009, 
siehe auch september 2008.
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7.	 Informationsdefizit	durch	vernachlässigte	
Volksvermögensrechnung	

7.1  „Nachhaltige Entwicklung in Deutschland“ 

das Informationsdefizit will kanzleramtsminister de maizière durch den Jah-
resbericht „nachhaltige entwicklung in deutschland“ schließen. dies gelingt 
nicht. der Bericht greift mit seinen „nachhaltigkeitsindikatoren“ auf das kriti-
sierte „sozialprodukt pro kopf“ (BIP je einwohner), die „Investitionen pro sozi-
alprodukt (BIP)“, die erwerbstätigenquote und die staatsverschuldung aus dem 
Jahreswirtschaftsbericht zurück. zusätzlich wird über Vogelbestände berichtet. 
Informationen zum Wert der Produktionsanlagen, zum zustand der Verkehrs-
infrastruktur, zum Bestand an naturressourcen, Boden, Forsten, Gewässer und 
rohstoffen sowie an energieträgern fehlen ebenso wie Versorgungsbilanzen 
zum Geschehen an den energie- und rohstoffmärkten.25

7.2  Schwachstelle: Vernachlässigte Vermögensrechnung

Wachstum von Wirtschaft und Infrastruktur könnte eine „Volksvermögensrech-
nung“ ermitteln. die Volksvermögensrechnung bilanziert Produktionsanlagen 
und maschinen der Betriebe und die Versorgung des standorts mit energie, 
Wasser, Grundnahrungsmitteln. einbezogen sind ökologische erfordernisse und 
der zustand von kraftwerken, Überlandleitungen und starkstrommasten, Pipe-
line-Verbindungen für erdöl und Gas, Verkehrswegen und Bahnhöfen, Häfen. 
Peter von der lippe thematisiert: „Vermögen ist im Unterschied zum einkommen 
eine Bestandsgröße. es ist aufgabe der Vermögensrechnung diesen Bestand für 
einen zeitpunkt nach verschiedenen merkmalen gegliedert nachzuweisen.“ die 
„sektoralen Vermögensbilanzen“ der Bundesbank vermengen aktiva (Produkti-
onsanlagen, Grundstücke) mit Passiva (sparguthaben und Forderungen), Vermö-
gensstruktur und eigentumsformen verdeckt indes der schleier des Geldes.26

25 kanzleramt und statistisches Bundesamt (2007): „nachhaltige entwicklung in deutschland“ 
Indikatorenbericht 2006, Wiesbaden 2007; die Bundesregierung (2008): nationale nach-
haltigkeitsstrategie, konsultationspapier zum Fortschrittsbericht 2008.

26 Peter v.d. lippe (1985): Wirtschaftsstatistik, kapitel IV: ausbau des systems wirtschaftlicher 
Gesamtrechnungen, 4. Vermögensrechnung, a.a.O., s. 134ff.; meyers Online-lexikon (2008): 
stichwort: „Volksvermögen“; deutsche Bundesbank (2008): „Integrierte sektorale und 
gesamtwirtschaftliche Vermögensbilanzen für deutschland“, in: monatsbericht, Januar 
2008.

7.3  „Wem gehört Deutschland?“  
Frage der Wirtschaftsordnung: Staatseigentum oder 
Privateigentum? 

die amtliche Berichterstattung zu den eigentumsformen nach staats- und Pri-
vateigentum mit der Volksvermögensrechnung wäre ordnungspolitisch nach art. 
14 und 15 GG geboten. die vom „stern“ den Behörden gestellte ordnungspo-
litische Frage „Wem gehört deutschland?“ bleibt unbeantwortet, obwohl Pri-
vateigentum die Grundlage der „sozialen marktwirtschaft“ ist, wie ludwig von 
mieses bestätigt: “If history could teach us anything, it would be that private 
property is inextricably linked with civilization.” das thema wird im sachver-
ständigengutachten, im Jahreswirtschaftsbericht und in den Bundesbankberich-
ten nicht diskutiert. das bleibt dem „stern“ überlassen: „Obwohl hierzulande 
alles gezählt wird, gibt es keine stelle, die die eigentumsverhältnisse auch nur 
halbwegs überblickt.“27

7.4  Staatsbetriebe und Privatisierung in der DDR

Vor 20 Jahren gehörten die Umstrukturierung der zentralen Planwirtschaft der 
ehemaligen ddr in eine marktwirtschaft und die Überführung des „staats-
vermögens“ in Privateigentum zum zentralen politischen Handeln. seinerzeit 
veröffentlichte die frühere treuhandanstalt in Berlin eine Fülle von amtlichen 
daten auf mikro- und makroebene zum stand der Privatisierung. Jetzt flie-
ßen Informationen zu den eigentumsformen und zum stand der Überführung 
von staatlichen Betrieben, staatsbeteiligungen, Forsten und agrarflächen so-
wie von bebauten und unbebauten Grundstücken der ehemaligen kombinate 
in Privateigentum nur noch spärlich. die treuhand-nachfolgegesellschaften 
(tlG/BVVG) halten sich in ihrer Berichterstattung ebenso bedeckt wie die zu-
ständigen Behörden.28

27 stern on-line: „Wem gehört deutschland?“, artikel in Heft 06 v. 9.2.2008.
28 treuhandanstalt, the Impossible challenge, a.a.O., deutsches Institut für Wirtschaftsfor-

schung Berlin (1984): Handbuch ddr-Wirtschaft, Hamburg 1984, 4. aufl., s.130ff.
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8.	 Zweifel	an	der	Datenbasis	–	Falschbeantwortungen?

8.1  „False response“ – Falschbeantwortungen

eine weitere schwachstelle der amtlichen Berichterstattung besteht in der unsi-
cheren datenbasis. nicht amtliche statistik oder staatlichen aufsichtsbehörden 
sondern die medien haben die Fälle falscher erfolgsangaben, wie bei telekom, 
VW, siemens und bei zahlreichen Banken, wie Hypo real estate, IkB, kfW, und 
diversen landesbanken mit „plötzlichem abschreibungsbedarf“ aufgedeckt. es 
bestehen zweifel daran, dass die von den Unternehmen, Finanzdienstleistern 
und Banken an die Behörden unter Gesetzeszwang(!) gelieferten kostenstruk-
tur- und Produktionsdaten, Bilanzen und ertragsrechnungen, trotz testat von 
Wirtschaftsprüfern, zutreffen. Falschbeantwortung droht bei den sensiblen daten 
über Betriebsergebnisse, über den Wert des anlagen- und Immobilienbestands 
und der lager sowie über den Wert der Forderungen und Verbindlichkeiten. die 
staatlichen datenbeschaffer können vor dem Hintergrund der nicht erfassten 
schattenwirtschaft und der Bilanzverschleierungen bei Banken mit „Off-shore-
tochtergesellschaften“ in new Jersey oder den kaiman-Inseln nicht davon aus-
gehen, dass zwangsbefragte Unternehmen und Banken unentgeltlich korrekte 
daten melden. die üblichen amtlichen Plausibilitätstests sind bei nichtbilan-
zierung von „hidden money“ sinnlos.29

8.2  Vor 20 Jahren: „False Response“ in der ehemaligen DDR-Statistik? 

Im krisenjahr 1990, zum zeitpunkt der Währungsunion mit der ehemaligen ddr, 
ignorierte die Wirtschaftspolitik ebenfalls die bestehende unsicheren daten- 
und Berichtslage zur ehemaligen ddr-Wirtschaft. die meldungen der früheren 
ddr-kombinate über Produktionsvolumen und Produktionswert wurden von der 
ddr-statistik kritiklos übernommen. der ehemalige leiter der früheren „staat-
lichen zentralverwaltung für statistik der ddr“, arno donda, räumte später ein, 
dass sich die meldungen der kombinate der ddr zur Planerfüllung und zu an-
geblichen transportverlusten als „falsch“ erwiesen hatten, trotz Hauptbuchhal-
ter und stasi-mitarbeiter. anders als die heutigen „Bittsteller nach staatshilfe“ 
wie commerzbank, arcandor und Opel mussten die umgewandelten kombinate 
dm-eröffnungsbilanzen und Geschäftspläne vorlegen. Umfassende Betriebs-
inventuren mit einer neubewertung aller aktiva und Passiva gingen voraus. 

29 Jack Blum-Us-regierungsberater (2009): „How escape from taxation and regulations by 
moving „offshore“ ruined world’s economy“, tagung Heinrich-Böll-stiftung 9. Juni 2009, 
Berlin. das Bundeslandwirtschaftsministerium (BmelV) löst das datenbeschaffungsproblem 
durch Übernahme von steuerberaterkosten bei landwirten, die am Betriebsnetz der Buch-
führungsbetriebe der eU (Fadn) freiwillig mitwirken.

Ohne korrektur bleiben alle Wirtschaftsberichte makulatur und vorübergehende 
„staatshilfen“ unvertretbar.30

9.	 Fazit

das staatliche Informations- und Berichtssystems weist gravierende systemfeh-
ler auf. Parlamentarier und Bürger werden über das ausmaß der Wirtschafts- 
und Finanzkrise, über die staatliche Belastung der vielen mittleren und kleinen 
Unternehmen, über die schieflage zwischen staat, Banken und mittelständischer 
Wirtschaft, über die aufteilung des  Volksvermögens in staats- und Privatei-
gentum und über regionale und lokale differenzierungen nicht informiert. die 
daten sagen nichts darüber, ob die Finanz- und konjunkturpakete wirken und 
ob die kriterien des stabilitätsgesetzes und des maastricht-Vertrages erfüllt 
werden. Wachstumsprognosen sind infolge tautologischer modellrechnungen 
unseriös. Wirkungszusammenhänge zwischen den akteuren der „realen Wirt-
schaft“ und den „Banken und Finanzdienstleistern“ verdeckt der „schleier des 
Geldes“. die amtliche datenbasis ist mangels transparenz über das ausmaß der 
schattenwirtschaft, der „Falschbeantwortungen“ und der Bilanzverschleierungen 
ohne revision und ohne Inventur in Unternehmen und Banken unbrauchbar. die 
staatlichen Informationspflichten werden trotz kostspieligem Behördenapparat 
nicht erfüllt. die irreführenden zahlenwerke aus der zentralen Planwirtschaft 
erinnern an Hermann Hesses „Glasperlenspiel“ und bedürfen einer grundlegenden 
reform so wie das gesamte Wirtschafts- und Finanzsystem, dies im sinne von 
adam smith, ludwig von mises und Josef a. schumpeter.

30 leiter der ddr-statistik bis ende 1991, arno donda, Herausgeber: lexikon der Wirtschaft, 
rechnungsführung und statistik, 2. aufl., 1986, stichworte Grundmittelrechnung s. 183ff., 
nationaleinkommen s. 311ff; Berichterstattung s. 62f, Berichtswesen, s.63.
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